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Vernehmlassung zum Entwurf der Totalrevision der Verordnung über das Bergführer-
wesen und Anbieten weiterer Risikoaktivitäten (Risikoaktivitätenverordnung) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Vorsteher des Eidgenössischen Departementes für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und 
Sport VBS hat mit Schreiben vom 28. März 2018 die Kantone zur Vernehmlassung zur Totalrevi-
sion der Verordnung über das Bergführerwesen und Anbieten weiterer Risikoaktivitäten (Risiko-
aktivitätenverordnung) eingeladen. Dazu nehmen wir gerne wie folgt Stellung. 

Einleitend möchten wir festhalten, dass die Risikoaktivitätenverordnung 2014 in Kraft getreten 
ist. Erfahrungen haben gezeigt, dass die Sicherheit mit dem Gesetz nicht verbessert wurde und 
die Unfälle nicht markant abgenommen haben. Vor diesem Hintergrund ist für uns eine Totalre-
vision der Risikoaktivitätenverordnung fraglich. Wir legen ausserdem grossen Wert darauf, dass 
die neue Risikoaktivitätenverordnung nicht zu einer Überreglementierung führen darf. Der Ei-
genverantwortung der Leiterinnen und Leiter und deren Ausbildung und Weiterbildung ist wei-
terhin grösste Beachtung zu schenken. 

Trotzdem empfinden wir einzelne Punkte der neuen Verordnung als notwendig und sinnvoll. 

Insbesondere erachten wir die vorgeschlagene neue Umschreibung des Begriffs der Gewerbsmäs-
sigkeit als zielführend. Neu soll jeder Anbieter gewerbsmässig handeln und bedarf einer Bewilli-
gung, sofern er auf dem Gebiet der Schweizerischen Eidgenossenschaft Risikoaktivitäten gegen 
Entgelt anbietet. Dadurch untersteht er automatisch dem Risikoaktivitätengesetz. Die bislang 
vorgesehene Grenze von 2'300 Franken wird aufgehoben. Die Höhe des Einkommens der Anbie-
ter ist unter dem Blickwinkel der Sicherheit der Kunden, die im Mittelpunkt des Risikoaktivitä-
tengesezes steht, keine relevante Grösse. Der Grundsatz der Sicherheit für den Gast gilt ab dem 
ersten Franken und muss regulatorisch entsprechend umgesetzt werden. Durch diese neue Rege-
lung der Gewerbsmässigkeit wird der Vollzug der Kantone erleichtert. Die Abschaffung der 
Grenze kehrt die Beweislast um und erlaubt es, konsequenter gegen Anbieter vorzugehen, die 
die gesetzlichen Vorgaben nicht erfüllen. 

Ferner beurteilen wir die vorgesehene Anpassung des Artikels 17, mit der die Sonderbestimmun-
gen im Bewilligungsverfahren für Anbieter mit einer behördlichen Zulassung eines Mitgliedstaa-
tes der EU oder EFTA abgeschafft werden soll, als sehr positiv. Die derzeitige Regelung, wonach 
Anbieter aus diesen Ländern während maximal zehn Tagen innerhalb eines Kalenderjahres ge-
werbsmässig in der Schweiz Aktivitäten anbieten können, ohne dafür die Meldepflicht erfüllen 
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zu müssen, ist nicht kontrollierbar und deswegen auch nicht praxistauglich. Zudem steht sie dem 
oben erwähnten Grundsatz entgegen, dass die Sicherheit für den Gast ab dem ersten Tag einer 
Aktivität gewährleistet sein muss. 

Die vorgeschlagene Zertifizierung der Sicherheitsvorkehrungen der Anbieter mittels ISO-Normen 
unterstützen wir. Mit der Zertifizierung wird sichergestellt, dass Betriebe für die entsprechenden 
Aktivitäten ein Sicherheitsmanagementsystem implementiert haben müssen, welches für ein 
ausreichendes Schutzniveau bei der Durchführung garantiert. 

Vor dem Aspekt, dass die Sicherheit für Teilnehmende und die Professionalität der Anbieter von 
Risikoaktivitäten gewährleistet werden muss, begrüssen wir die vorgeschlagene Verordnungsre-
vision mit dem eingangs erwähnten Vorbehalt. 

Für die Möglichkeit, eine Stellungnahme abgeben zu dürfen, bedanken wir uns bestens. 

Mit freundlichen Grüssen 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

sig. sig. 
Roland Heim Andreas Eng 
Landammann Staatsschreiber 


